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Betreff: Beseitigung der Verflüssigungsgefahr am Speicher Borna; Waldumwandlung 
gem. § 8 SächsWaldG; UVP-Bericht und SPA-Verträglichkeitsprüfung; Vorhabenträgerin: 
LMBV mbH, Leipzig 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
als anerkannter Naturschutzverband gemäß § 3 UmwRG nimmt der BUND Landesverband Sachsen e.V. 
zum o.g. Vorhaben Stellung.  

Der BUND Sachsen erkennt die Notwendigkeit der Gefahrenabwehr am Speicher Borna an. Die Beseiti-
gung der Verflüssigungsgefahr dient dem Schutz von Menschenleben und der Hochwasserschutzfunk-
tion des Speicherbeckens.  

Die vorliegenden Planungsunterlagen weisen jedoch Mängel auf, die einer Genehmigung in der bean-
tragten Form entgegenstehen. Wir greifen für unsere Stellungnahe nur wenige, wichtige Defizite auf. 
Diese betreffen nicht die grundsätzliche Durchführbarkeit des Vorhabens, sondern die unzureichende 
Vermeidung, Minderung und Kompensation der Eingriffsfolgen. Sie sind behebbar, erfordern aber 
substantielle Nachbesserungen. 

In der gegenwärtigen Form kann der BUND dem Vorhaben nicht zustimmen. Nachfolgend ergehen 
Hinweise und Forderungen. 
 
1. FEHLENDE KOMPENSATION FÜR FUNKTIONSVERLUST 
1.1 Zeitlicher Ablauf und Gesamtdauer 

Die Unterlagen zeigen, dass die Rodungen abschnittsweise erfolgen, die Hauptsanierung sich über meh-
rere Jahre erstreckt und die Wiederaufforstung erst nach Abschluss der Sanierung und geotechnischer 
Freigabe möglich ist; damit entsteht zwischen Rodung und Wiederherstellung von Waldfunktionen ein 
Zeitraum von mindestens 11 Jahren (UVP-Bericht, S. 16, Tab. 3; SPA-VP, S. 14, Tab. 1). 

1.2 Widersprüchliche Angaben zur Wiederherstellung 

Die Antragsunterlagen enthalten inkonsistente Aussagen: Einerseits wird im Antrag auf temporäre Wald-
umwandlung zugesagt, dass nach Abschluss der jeweiligen Teilmaßnahmen eine Aufforstung der zuvor 
geholzten Flächen mit anschließendem Nachweis der gesicherten Kultur stattfindet (UVP-Bericht, S. 
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11). Andererseits heißt es in der SPA-Verträglichkeitsprüfung, dass hinsichtlich einer möglichen Aufwer-
tung des SPA-Gebietes durch die Herstellung von Offenland-Lebensraumtypen im Uferbereich Abstim-
mungen mit der Forstbehörde zu führen sind (UVP-Bericht, S. 10, Fußnote 1). 

Konkretisiert wird dies durch die geplante Halboffenlandgestaltung im Bereich der ufernahen Wieder-
aufforstungen, durch die Habitatqualitäten für entsprechende Arten geschaffen werden sollen (SPA-VP, 
S. 19f.). Nach den technischen Planungsunterlagen ist für den Uferbereich ein Bestockungsgrad von 
lediglich 0,4 vorgesehen -- dies entspricht einer lichten Gehölzstruktur mit weniger als der Hälfte der 
ursprünglichen Waldbestockung. 

Es bleibt unklar, welche Flächen tatsächlich als geschlossener Wald wiederhergestellt werden und wel-
che dauerhaft in Halboffenland überführt werden sollen. Diese Unklarheit macht eine ordnungsgemäße 
Kompensationsbilanzierung unmöglich. 
 
1.3 Fehlende Kompensation des zeitlichen Funktionsverlusts 

Der UVP-Bericht kommt zum Ergebnis, dass nach derzeitigem Planungsstand nur von einer temporären 
Inanspruchnahme der Waldflächen auszugehen ist und daher ein Ausgleich oder Ersatz nicht erforder-
lich sei (UVP-Bericht, S. 67, Kap. 5.3). Diese Schlussfolgerung greift zu kurz: Auch bei geplanter Wieder-
aufforstung entsteht durch die Rodung ein mehrjähriger Ausfall von Waldfunktionen, der erst nach Wie-
derherstellung und anschließender Entwicklungszeit wieder erreicht wird (UVP-Bericht, S. 11; UVP-
Bericht, S. 67). Da die Unterlagen eine Wiederaufforstung erst nach Abschluss der Sanierungs- und Frei-
gabephase vorsehen (UVP-Bericht, S. 11; SPA-VP, S. 14, Tab. 1), ist der Funktionsausfall über einen lan-
gen Zeitraum genehmigungs- und kompensationsrelevant (UVP-Bericht, S. 67). Vor diesem Hintergrund 
ist nachvollziehbar darzulegen, wie der Funktionsverlust der Waldflächen bis zur Wiedererlangung der 
maßgeblichen Waldfunktionen kompensiert wird; andernfalls ist der Kompensationsumfang entspre-
chend anzupassen (UVP-Bericht, S. 67). 

1.4 Bedeutung der betroffenen Waldbestände 

Die betroffenen Bestände sind zwar überwiegend aus Sukzession entstanden, erfüllen aber inzwischen 
relevante Waldfunktionen (u.a. Habitat-, Klima-, Boden- und Wasserhaushaltsfunktionen) und stabilisie-
ren die Bergbaufolgeböden; der UVP-Bericht weist selbst auf ein erhöhtes Erosionsrisiko bei Entfernen 
des Baumbestands hin (UVP-Bericht, S. 80f., 83). Daraus folgt, dass der mehrjährige Funktionsausfall 
erheblich ist und nicht allein mit dem Hinweis „temporär“ abgehandelt werden kann (UVP-Bericht, S. 67). 

1.5 Forderungen 

Klarstellung vor Genehmigungserteilung:  
Die Vorhabenträgerin muss verbindlich erklären, welche Teilflächen der 52,89 ha als geschlossener Wald 
(Bestockungsgrad ≥0,7) wiederaufgeforstet werden und welche dauerhaft in Halboffenland überführt 
werden. Diese Festlegung ist als Nebenbestimmung in die Waldumwandlungsgenehmigung aufzuneh-
men. 

Kompensation des zeitlichen Funktionsverlusts:  
Für den mehrjährigen Funktionsverlust ist eine räumlich-funktionale Kompensation erforderlich; Art und 
Umfang sind nachvollziehbar zu ermitteln und so zu bemessen, dass die Verzögerung der Funktions-
wiederherstellung angemessen berücksichtigt wird. 

Kompensation dauerhafter Waldumwandlung:  
Soweit Teilflächen dauerhaft als Halboffenland gestaltet werden (Uferbereich mit Bestockungsgrad 0,4), 
ist hierfür eine Vollkompensation 1:1 erforderlich. Für diese Flächen kann keine Anrechnung als "tem-
poräre Waldumwandlung" erfolgen. 
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Räumliche Zuordnung:  
Die Ersatzaufforstung sollte vorrangig im Naturraum "Leipziger Tieflandsbucht" erfolgen, um die regio-
nalen Waldfunktionen zu sichern. 
 
2. FEHLENDE CEF-MASSNAHMEN TROTZ NACHGEWIESENER BETROFFENHEIT 

2.1 Rechtlicher Rahmen  

Nach § 44 Abs. 5 BNatSchG liegt ein Verstoß gegen artenschutzrechtliche Verbote nicht vor, wenn die 
ökologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang 
weiterhin erfüllt wird. Dies setzt voraus, dass vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) 
vor dem Eingriff funktionsfähig sind. Die Rechtsprechung stellt klar, dass CEF-Maßnahmen zum Ein-
griffszeitpunkt bereits wirksam sein müssen, damit die ökologische Funktion ohne zeitliche Lücke 
gewährleistet bleibt (BVerwG, Urt. v. 14.7.2011 -- 9 A 12/10, Rn. 99). 

2.2 Festgestellte Betroffenheiten 

Grauspecht/Höhlenbrüter: (Erhaltungsziel des SPA): Der Grauspecht ist in § 3 Abs. 1 der Schutzgebiets-
verordnung als Erhaltungsziel benannt, im Anhang I der Vogelschutzrichtlinie gelistet und gilt in Sachsen 
derzeit zwar nicht als gefährdet, aber als extrem selten (Rote Liste R). Ein Nachweis eines Brutpaares 
erfolgte 2018 im Wirkraum (SPA-VP, Tab. 22, S. 123f.). Die SPA-Verträglichkeitsprüfung kommt zum 
Ergebnis, dass für den Grauspecht Schadensbegrenzungsmaßnahmen erforderlich sind (SPA-VP, S. 176, 
Kap. 5.5). Als konkrete Schadensbegrenzungsmaßnahme wird die Maßnahme S1 (Anbringen von 13 
Ersatznistkästen für Höhlenbrüter) vorgesehen (SPA-VP, S. 177). Die Maßnahme V1 (Bauzeitenregelung) 
regelt lediglich die Rodung außerhalb der Brutzeit. Kritisch zu bewerten ist jedoch, ob 13 Nistkästen als 
Ausgleich für den Verlust von 52,89 ha Bruthabitat für Höhlenbrüter über 11 Jahre ausreichend sind. 

Fledermäuse (13 Arten, alle streng geschützt): Die faunistischen Erfassungen erbrachten Nachweise 
von 13 Fledermausarten (UVP-Bericht, Kap. 3.4.4.2), darunter Mopsfledermaus (FFH-Anhang II + IV, RL 
SN 1), Großer Abendsegler und Braunes Langohr (beide FFH-Anhang IV). Innerhalb der Rodungsflächen 
befinden sich 19 potenzielle Habitatbäume mit kleineren Höhlen oder Spalten (UVP-Bericht, S. 38-39). 
Zwar konnte ein bestätigter Besatz zum Kartierungszeitpunkt nicht nachgewiesen werden (ebd.), doch 
das Fehlen eines Besatznachweises schließt eine Nutzung nicht aus. Fledermäuse wechseln ihre Quar-
tiere im Sommerhalbjahr regelmäßig und nutzen ein Netz aus Tages- und Zwischenquartieren. 

Nach der Rechtsprechung ist bei Vorliegen geeigneter Habitatstrukturen im Zweifel von einer Nutzung 
auszugehen, wenn die Art im Wirkraum nachgewiesen ist (OVG Lüneburg, Urt. v. 18.7.2013 -- 12 LC 
71/12). Der UVP-Bericht benennt lediglich die Kontrolle von Höhlenbäumen vor Fällung als Maßnahme 
V5 (UVP-Bericht, S. 65, Kap. 5.1). Eine Kontrolle verhindert jedoch nicht den Quartierverlust. Erforderlich 
wären Ersatzquartiere (Fledermauskästen), die vor der Rodung angebracht werden und mindestens eine 
Aktivitätsperiode Zeit zur Annahme haben. 

Zauneidechse (FFH-Anhang IV): Die Kartierungen erbrachten 79 Nachweise von Zauneidechsen, davon 
39 Nachweise innerhalb des UR 50 m, der die Rodungsflächen einschließt (UVP-Bericht, S. 42-43, Abb. 
10). Die Fundpunkte konzentrieren sich direkt innerhalb zu rodender Bereiche mit noch jungem Bestand 
sowie entlang der Waldränder (UVP-Bericht, S. 42). Die Rodung erfolgt außerhalb der Aktivitätszeit 
(01.10.-28.02.), wenn sich die Tiere in Winterquartieren (Wurzelstubben, Totholz, Bodenspalten) befin-
den. Bei der anschließenden Stubbenfräsung und Baufeldberäumung besteht hohes Tötungsrisiko für 
überwinternde Individuen. 

Der UVP-Bericht verweist auf den noch zu erstellenden Artenschutzfachbeitrag (AFB), in dem gegebe-
nenfalls weitere Maßnahmen zum Schutz der artenschutzrechtlichen Belange zu entwickeln sind (UVP-
Bericht, S. 65, Kap. 5.1). Der AFB wird jedoch erst zur Entwurfsplanung erstellt (HM West: 2025, HM Ost: 
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2031; UVP-Bericht, Tab. 2, S. 10), die Rodung ist bereits für Winter 2026/2027 geplant. Zwischen Fertig-
stellung AFB und Rodung verbleiben nur wenige Monate -- zu kurz für CEF-Maßnahmen, die Herstellung 
von Ersatzhabitaten, Abfang und Umsiedlung sowie Schutzzäune erfordern. 

2.3 Forderungen 

Vor Rodungsbeginn sind artenschutzrechtlich erforderliche vorgezogene Maßnahmen (CEF) so zu kon-
kretisieren und umzusetzen, dass die ökologische Funktion betroffener Fortpflanzungs- und Ruhestät-
ten im räumlichen Zusammenhang ohne zeitliche Lücke erhalten bleibt (vgl. § 44 Abs. 5 BNatSchG; SPA-
VP, S. 176). Dazu gehören – je nach betroffener Artengruppe – insbesondere funktionsfähige Ersatzha-
bitate bzw. Ersatzquartiere, ggf. angeleitete Umsiedlungs-/Schutzkonzepte (z.B. Reptilienschutz) sowie 
ein Funktionsnachweis durch fachlich geeignetes Monitoring vor Eingriffsbeginn (UVP-Bericht, S. 65; 
SPA-VP, S. 176). 
 
3. UNZUREICHENDE BAUZEITENREGELUNG FÜR HAUPTSANIERUNG 

3.1 Unterschiedliche Regelungen für Rodung und Hauptsanierung 

Die SPA-Verträglichkeitsprüfung benennt als zentrale Vermeidungsmaßnahme V1, dass die vorgesehe-
nen Rodungsmaßnahmen innerhalb der Waldflächen sowie der Rückschnitt bzw. die Beseitigung der 
Röhrichtbestände entsprechend § 39 BNatSchG außerhalb der Vogelbrutzeiten durchzuführen sind und 
die Rodungsarbeiten zudem ausschließlich tageszeitlich erfolgen (SPA-VP, S. 176, Kap. 5.5). Diese 
Regelung bezieht sich ausdrücklich nur auf die Rodungsmaßnahmen. 

Für die Hauptsanierungsmaßnahmen gilt dagegen, dass die Maßnahmen ganzjährig erfolgen sollen 
(UVP-Bericht, S. 20, Kap. 2.3). Die SPA-VP räumt ein, dass vorhabenimmanent Störungen zur Brutzeit 
nicht vollständig vermieden werden können (SPA-VP, S. 175, Kap. 5.4). 

3.2 Störungsintensität und betroffene Erhaltungsziele 

Die Hauptsanierung wirkt über mehrere Jahre und kann – je nach Bauablauf – in Brut- und Rastzeiten 
hineinreichen; damit sind anhaltende Störungen (Lärm, visuelle Reize, baubedingte Präsenz) im SPA 
nicht ausgeschlossen (UVP-Bericht, S. 20; SPA-VP, S. 14–15, Tab. 1). Für im Schutzgebietsrecht 
benannte Erhaltungsziel-Arten sind insbesondere ufernahe Bereiche und Röhrichte relevant, die im Wirk-
raum des Vorhabens liegen. 

3.3 Verharmlosung in der SPA-Verträglichkeitsprüfung 

Die SPA-Verträglichkeitsprüfung kommt dennoch zum Ergebnis, dass keine erheblichen Beeinträchti-
gungen der Brutvögel durch die geplanten Waldrodungsmaßnahmen zu erwarten sind (SPA-VP, S. 90, 
Tab. 16). Begründet wird dies damit, dass Rodungsarbeiten außerhalb der Reproduktionszeiten der 
Arten erfolgen (Maßnahme V1) und somit kein Konflikt zu erwarten sei (ebd.). Diese Begründung ist 
irreführend, da sie sich nur auf die Rodung bezieht, nicht auf die mehrjährigen Hauptsanierungsmaß-
nahmen. 

Auch für Rastvögel wird eingeräumt, dass Rodungsarbeiten innerhalb der Rastzeiten stattfinden und 
potenzieller Konflikt durch Störungen zu erwarten ist (SPA-VP, S. 62 - 63, Tab. 12), dennoch wird "keine 
erheblichen Beeinträchtigungen" begründet mit einer temporären Reduzierung der nutzbaren Wasser-
oberfläche von etwa 25 ha bei einer Gesamtwasseroberfläche von 250 ha, was ca. 10% betreffe (ebd.). 

Diese Bewertung unterschätzt die zeitliche Dimension (mehrere Jahre in Folge) und zudem die Überlap-
pung West und Ost (parallele Wirkungen), die im Ergebnis kumulativ zu bewerten sind (SPA-VP, Kap. 
5.3). 
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3.4 Rechtliche Bewertung 

Nach § 34 Abs. 2 BNatSchG ist ein Projekt unzulässig, wenn es zu erheblichen Beeinträchtigungen der 
Erhaltungsziele führt. Die Erheblichkeitsschwelle ist nach der Rechtsprechung überschritten, wenn das 
Projekt geeignet ist, das Gebiet in seinen für die Erhaltungsziele maßgeblichen Bestandteilen so zu 
beeinträchtigen, dass diese ihre Funktionen nur noch in deutlich eingeschränktem Umfang erfüllen kön-
nen (BVerwG, Urt. v. 17.1.2007 -- 9 A 20/05, Rn. 71). 

3.5. Kumulative Wirkungen und zeitliche Streckung der Baumaßnahmen 

Das Vorhaben ist durch eine außergewöhnlich lange Bauzeit gekennzeichnet: Die Rodungen erfolgen 
zwar außerhalb der Brutzeit (Maßnahme V1, SPA-VP, S. 176), die nachfolgenden Sanierungsarbeiten 
dauern jedoch ganzjährig über mehrere Jahre an (UVP-Bericht, S. 20, Kap. 2.3). Die SPA-VP erkennt an, 
dass „Vorhabenimmanent … Störungen zur Brutzeit nicht vollständig vermieden werden können" (SPA-
VP, S. 175). 

Die Zeitangaben in den Unterlagen sind inkonsistent: Der UVP-Bericht (S. 21, Tab. 4) gibt für die Haupt-
maßnahme West den Zeitraum 2028–2031 und für die Hauptmaßnahme Ost 2034–2037 an, während 
die SPA-VP (S. 14, Tab. 1) von 2028–2032 (West) bzw. 2030–2033 (Ost) ausgeht. Unabhängig davon, 
welche Zeitschiene zutreffend ist, erstrecken sich die Sanierungsmaßnahmen über mindestens 5–6 
Brutperioden in einem Zeitraum von 2028 bis mindestens 2033, möglicherweise bis 2037. 

Über diesen Gesamtzeitraum sind Teilbereiche des SPA kontinuierlich oder wiederkehrend von Störun-
gen betroffen. Für Arten mit hoher Reviertreue (z.B. Rohrweihe, Grauspecht) können mehrjährige Stö-
rungen zur dauerhaften Verdrängung führen. Die SPA-VP geht wiederholt von „Gewöhnungseffekten" 
aus (z.B. S. 84, 88), wissenschaftliche Studien zeigen jedoch, dass chronische Störungen auch zu Habi-
tataufgabe führen können. 

Die SPA-VP bewertet die Hauptmaßnahmen West und Ost weitgehend isoliert; eine kumulative Bewer-
tung der Störwirkungen über den Gesamtzeitraum fehlt. Maßnahme V4 fordert zwar artenschutzrecht-
liche Maßnahmen (UVP-Bericht, S. 66), konkrete Vorgaben für ein begleitendes Monitoring über die 
gesamte Bauzeit fehlen jedoch. Dies ist erforderlich, um die tatsächlichen Auswirkungen auf wertge-
bende SPA-Arten zu erfassen und ggf. Anpassungen der Vermeidungsmaßnahmen vorzunehmen.  

3.6. Forderungen 

• Realistische Worst-Case-Annahmen mit quantitativer Bewertung der Habitatverluste (3.1) 

• Anerkennung erheblicher Beeinträchtigungen für hochsensible Arten (Rohrdommel, Tüpfelralle, 
Bekassine) mit verbindlichen Kompensationsmaßnahmen (3.2) 

• Vorgezogene CEF-Maßnahmen zur Schaffung von Ausweichhabitaten vor Baubeginn (3.3) 

• Kumulative Bewertung der Störwirkungen während der Überlappungsphase (2030–2032) (3.5) 

• Begleitendes Monitoring mit jährlichen Brutvogelkartierungen und Anpassung der Maßnahmen 
bei Unterschreitung definierter Schwellenwerte (3.5) 

• Prüfung einer zeitlichen Entzerrung (z.B. HM Ost erst nach Abschluss HM West) (3.5)  

4. UNZUREICHENDE AKTUALITÄT DER FAUNISTISCHEN ERFASSUNGSDATEN – AKTUALISIERUNG 
VOR RODUNGSBEGINN ZWINGEND ERFORDERLICH 

Die in der UVP-Dokumentation und SPA-Verträglichkeitsprüfung herangezogenen faunistischen Erfas-
sungsdaten stammen maßgeblich aus den Jahren 2018–2019 (Ökologische Station Borna 2019). Zum 
geplanten Rodungsbeginn (2028/2030) werden diese Daten 9-11 Jahre alt sein. Nach § 16 Abs. 5 UVPG 
ist der UVP-Bericht verpflichtet, den gegenwärtigen Wissensstand und gegenwärtige Prüfmethoden zu 
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berücksichtigen und muss die Angaben enthalten, die der Vorhabenträger mit zumutbarem Aufwand 
ermitteln kann.  

Für die nachfolgenden Artengruppen ist eine Aktualisierung mit zumutbarem Aufwand möglich und aus 
fachlichen wie rechtlichen Gründen geboten: 

a) Habitatbäume für Fledermäuse und Höhlenbrüter 

Gehölzstrukturen verändern sich über Zeiträume von 6-10 Jahren erheblich und kontinuierlich: 

• Neue Spechthöhlen entstehen durch natürliche Prozesse 

• Faulstellen und Spalten vergrößern sich oder entstehen neu 

• Bestehende Höhlen können verfallen oder sich qualitativ verbessern 

• Totholzstrukturen entwickeln sich weiter 
Diese Veränderungen beeinflussen die Eignung als Reproduktions- und Überwinterungshabitate für 
streng geschützte Arten (Fledermäuse nach FFH-RL Anhang IV, Höhlenbrüter) unmittelbar. Die Bewer-
tung von 2018/2019 bildet den aktuellen Bestand nicht mehr verlässlich ab. 

UVP-Bericht, S. 38-39: Es werden 19 potenzielle Habitatbäume mit kleineren Höhlen oder Spalten 
genannt. Diese Zahl kann sich durch Sukzession deutlich erhöht haben, insbesondere in den Waldrän-
dern und im Pionierwald-Stadium.  

b) Zauneidechse 

Die Populationsdynamik der Zauneidechse (streng geschützt nach FFH-RL Anhang IV) ist in Sukzessi-
onsflächen besonders ausgeprägt: 

• Fortschreitende Verbuschung verändert Habitateignung grundlegend 

• Populationen können sich ausbreiten oder lokale Extinktionen erleiden 

UVP-Bericht, S. 41-42: 39 Nachweise im UR 50 m (2018). Bei fortschreitender Gehölzsukzession ist eine 
Verschiebung der Habitatschwerpunkte wahrscheinlich. Die aktuelle Verteilung muss für eine wirksame 
Vermeidungsplanung (Maßnahme V4, S. 66) bekannt sein.  

c) Brutvögel – wertgebende und störungsempfindliche Arten 

Für die als Erhaltungsziele des SPA benannten Brutvogelarten (§ 3 SPA-VO) ist eine Aktualisierung der 
Bestandsdaten erforderlich, insbesondere für:  

• Neuntöter (Reviertreue, Habitatveränderungen durch Sukzession) 

• Sperbergrasmücke (hohe Standorttreue, sensitive Habitatansprüche) 

Die Reviertreue und Gebietstreue dieser Arten erfordert eine aktuelle Einschätzung, ob sich Brutstand-
orte in die Eingriffsbereiche verlagert haben oder neue Reviere etabliert wurden. 

Rechtliche Bewertung 

Die zuständige Behörde ist nach § 25 Abs. 1 UVPG verpflichtet, die Umweltauswirkungen auf der Grund-
lage des UVP-Berichts sowie eigener Ermittlungen zu bestimmen, zu beschreiben und zu bewerten. Eine 
begründete behördliche Bewertung setzt voraus, dass die Datengrundlage aktuell und hinreichend ist. 

Nach der Rechtsprechung des BVerwG (Urt. v. 20.12.2011 – 9 A 31/10) ist eine UVP fehlerhaft, wenn 
wesentliche Umweltauswirkungen auf der Grundlage veralteter oder unzureichender Datenlagen bewer-
tet werden. Dies gilt insbesondere für streng geschützte Arten nach FFH-RL Anhang IV. 

Die Zumutbarkeit einer Aktualisierung ist gegeben: 

• Habitatbaumkartierung: 1-2 Begehungen außerhalb der Vegetationsperiode (Oktober–März) 
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• Zauneidechsen: 4 Begehungen April–September (standardisierte Methodik nach 
SCHNEEWEISS et al. 2014) 

• Brutvögel (Schwerpunktarten): 4-6 Begehungen März–Juli 

Forderung 

Vor Beginn der jeweiligen Rodungsmaßnahmen (West: frühestens 2026, Ost: frühestens 2033) ist eine 
Aktualisierung folgender Erfassungen durchzuführen: 

• Habitatbaumkartierung (Fledermäuse, Höhlenbrüter) – vollständige Neukartierung 

• Zauneidechsen-Kartierung – standardisierte Erfassung mit Schwerpunkt auf Waldrändern und 
Rodungsflächen 

• Brutvogel-Kontrolle für wertgebende SPA-Arten (Neuntöter, Sperbergrasmücke) 

Die Ergebnisse sind in einem Nachtrag zum UVP-Bericht zu dokumentieren und der artenschutzrechtli-
chen Vermeidungsplanung (Maßnahme V4) zugrunde zu legen.  

5. ZUSAMMENFASSUNG DER FORDERUNGEN 

• Kompensation: Die Vorhabensträgerin muss verbindlich festlegen, welche Teilflächen als 
geschlossener Wald (Bestockungsgrad 0,7) wiederaufgeforstet werden und welche dauerhaft 
in Halboffenland überführt werden. Der mehrjährige Funktionsausfall der Waldbestände bis zur 
Wiedererlangung der maßgeblichen Waldfunktionen ist nachvollziehbar zu kompensieren (UVP-
Bericht, S. 11, 67; SPA-VP, S. 92). 

• CEF-Maßnahmen: Für Grauspecht und weitere Höhlenbrüter, Fledermäuse und Zauneidechse 
sind artenschutzrechtlich erforderliche vorgezogene Maßnahmen vor Rodungsbeginn funkti-
onsfähig umzusetzen und durch Monitoring nachzuweisen. Die ökologische Funktion betroffe-
ner Fortpflanzungs- und Ruhestätten muss im räumlichen Zusammenhang ohne zeitliche Lücke 
erhalten bleiben (UVP-Bericht, S. 65; SPA-VP, S. 176). 

• Hauptsanierung: Die SPA-Verträglichkeitsprüfung muss die Störwirkungen der mehrjährigen 
Hauptsanierungsmaßnahmen (Rodungen, RDV/LRV, SSPV) über den gesamten Bauzeitraum 
kumulativ bewerten, nicht isoliert für West und Ost. Ein begleitendes Monitoring mit jährlichen 
Brutvogelkartierungen ist vorzusehen, um die Wirksamkeit der Vermeidungsmaßnahmen zu 
überprüfen (SPA-VP, S. 175; UVP-Bericht, S. 21, Tab. 4). 

• Kartierungen: Vor Beginn der jeweiligen Rodungsmaßnahmen (West: frühestens 2026, Ost: 
frühestens 2033) ist eine Aktualisierung folgender Erfassungen durchzuführen: 
Habitatbaumkartierung (Fledermäuse, Höhlenbrüter), Zauneidechsen-Kartierung sowie 
Brutvogel-Kontrolle für wertgebende SPA-Arten (Neuntöter, Sperbergrasmücke). Die Ergebnisse 
sind in einem Nachtrag zum UVP-Bericht zu dokumentieren (UVP-Bericht, S. 38–42; SPA-VP, S. 
176). 

 
Wir bitten um Berücksichtigung unserer Forderungen und um weitere Beteiligung am Verfahren. 
 
 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


